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Vertrag

über die Durchführung
einer Maßnahme zur Aktivierung und beruflichen
Eingliederung erwerbsfähiger Leistungsberechtigter
auf den Rechtsgrundlagen der §§ 16 Abs. 1 Zweites Buch
Sozialgesetzbuch (SGB II) i. V. m. 45 Abs. 1 Nr. 1 und 3 
Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III)

„Herstellung der Prozess- und Wettbewerbsfähigkeit/Integration 
BSK und ERK“ 2027


Vergabenummer: 55 14 1056 26


zwischen

dem Landkreis Oder-Spree
PRO Arbeit – kommunales Jobcenter Oder-Spree,
vertreten durch den Landrat,
Herrn Frank Steffen,
Breitscheidstraße 7,
15848 Beeskow

- nachstehend „Auftraggeber“ genannt -

und

…………………………………………..

…………………………………………..

- nachstehend „Auftragnehmer“ genannt -
§ 1 	Vertragsgegenstand

§ 2 	Vertragsbestandteile

§ 3	Vertragsdurchführung

§ 4	Vertragslaufzeit

§ 5	Vergütung der Leistung

§ 6	Zahlungsmodalitäten

§ 7	Unfallversicherung

§ 8	Haftungsausschluss

§ 9	Aufrechnung und Abtretung

§ 10	Vertragsstrafe bei Verzug

§ 11	Pflichtverletzung des Auftragnehmers

§ 12	Berechnung des Auftragswertes für die Ermittlung der Vertragsstrafe

§ 13	Kündigungsrechte des Auftraggebers

§ 14	Rücktritt

§ 15	Wahlrecht zwischen Kündigung und Rücktritt vom Vertrag

§ 16	Einfluss von Religion und Weltanschauungen

§ 17 	Datenschutz

§ 18	Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz

§ 19	Informations- und Prüfrechte des Auftraggebers

§ 20	Brandenburgisches Vergabegesetz

§ 21	Öffentlichkeits- und Pressearbeit

§ 22	Schlussbestimmungen

§ 23	Vertragsausfertigung




§ 1 	Vertragsgegenstand

(1)	Gegenstand dieses Vertrages ist die Durchführung einer Maßnahme zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung erwerbsfähiger Leistungsberechtigter gemäß § 16 Abs. 1 SGB II i. V. m. § 45 Abs. 1 Nr. 1 und 3 SGB III.  Die Zusammenstellung der ver-traglich vereinbarten Maßnahme ist den Vergabe- und Vertragsunterlagen, insbeson-dere dem diesem Vertrag beiliegenden Los-/Preisblatt (Anlage 2) zu entnehmen.

(2)	Inhalt und Umfang der vom Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen bestimmen sich nach den Vertragsbestandteilen gem. § 2.


§ 2 	Vertragsbestandteile

(1)	Als Vertragsbestandteile gelten in der nachstehenden Reihenfolge:

1. die Bestimmungen dieses Vertrages, einschließlich des als Anlage beiliegenden Los-/Preisblattes

2. die Leistungsbeschreibung zum o. g. Vergabeverfahren

3. das Angebot des Auftragnehmers auf der Grundlage der Leistungsbeschreibung zum vorbezeichneten Vergabeverfahren, insbesondere das eingereichte Konzept

4. die „Allgemeinen Bedingungen für die Ausführung von Leistungen“ - Teil B - der Verdingungsordnung für Leistungen (VOL/B) sowie die zusätzlichen Vertrags-bedingungen des Landes Brandenburg

5. im Übrigen die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches in der jeweils geltenden Fassung.

(2)	Die allgemeinen Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers finden keine An-wendung. Das Gleiche gilt für etwaige Liefer- und/oder Zahlungsbedingungen 
des Auftragnehmers.


§ 3 	Vertragsdurchführung

(1)	Der Auftragnehmer verpflichtet sich, seine vertraglich geschuldeten Leistungen ver-tragsgerecht unter Anwendung größtmöglicher Sorgfalt innerhalb der vereinbarten Fristen zu erbringen. Der Auftragnehmer hat bei der Durchführung dieses Vertrages die gesetzlichen Vorschriften zu beachten.

(2) 	Der Auftragnehmer hat seine vertraglich geschuldeten Leistungen frei von Rechten Dritter zu erbringen. 

(3)	Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber von etwaigen Schadenersatzansprüchen
Dritter jeder Art frei, sofern die Ansprüche auf ein schuldhaftes Verhalten des Auf-tragnehmers im Zusammenhang mit der Beauftragung und Durchführung dieses Vertrages zurück zu führen sind.

(4)	Im Falle des Ausfalls eines oder mehrerer Mitglieder einer Bietergemeinschaft nach Erteilung des Zuschlages, ist weiterhin eine ordnungsgemäße Leistungserbringung sicherzustellen. Der Landkreis Oder-Spree, PRO Arbeit – kommunales Jobcenter 

Oder-Spree, ist unverzüglich über den Ausfall zu informieren. Die Aufnahme eines weiteren Mitglieds der Bietergemeinschaft ist unter der Bedingung der vorherigen Zustimmung des Landkreises Oder-Spree zulässig.


§ 4 	Vertragslaufzeit

(1)	Der Vertrag beginnt am 01.01.2027 und endet am 31.12.2027, ohne dass es einer Kündigung bedarf.

(2)	Das Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt unberührt.


§ 5	Vergütung der Leistung

(1)	Der Auftragnehmer erhält für die Durchführung der Leistung ein Entgelt. Die Höhe des Entgeltes bestimmt sich nach dem beiliegenden Los-/Preisblatt (Anlage 2).

(2)	Die vereinbarten Preise gem. Los-/Preisblatt sind Festpreise. Erhöhungen sind während der Vertragslaufzeit ausgeschlossen.

(3)	Im Falle der vorzeitigen Vertragsbeendigung steht dem Auftragnehmer die Vergütung nur anteilig für bis dahin ordnungsgemäß erbrachte Leistungen zu.


§ 6 	Zahlungsmodalitäten

(1)	Die Vergütung erfolgt monatlich rückwirkend in Abschlägen nach Vorlage einer Anwesenheitsliste (Anlage 10).

	Die Zahlung erfolgt im Überweisungsverkehr auf ein vom Auftragnehmer zu be-nennendes Konto. Als Tag der Zahlung gilt der Tag, an welchem der Auftraggeber den Überweisungsauftrag an sein Geldinstitut erteilt. 

(2)	Ohne Rechtsgrund gezahlte Vergütung ist vom Auftragnehmer zurückzuerstatten. 
Der Rückerstattungsanspruch ist nach Zahlungsaufforderung des Auftraggebers sofort fällig. Kommt der Auftragnehmer mit der Rückerstattung in Verzug, so ist der Erstattungsbetrag mit 8 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank zu verzinsen.

(3)	Die Rechnungslegung hat im Namen der Bietergemeinschaft zu erfolgen und ist vom Bevollmächtigten der Bietergemeinschaft zu unterschreiben.


§ 7 	Unfallversicherung

Die Unfallversicherung der zugewiesenen Personen hat durch den Auftragnehmer zu erfolgen, d. h. der Auftragnehmer ist für die Anmeldung der Teilnehmer zur Unfall-versicherung sowie die Abrechnung der Beiträge verantwortlich. Es gelten die Vor-schriften des Siebten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII). Personen, die der Auftrag-geber (PRO Arbeit – kommunales Jobcenter Oder-Spree) in diese Integrationsmaß-nahme zuweist und die der Meldepflicht nach dem SGB II i. V. m. dem SGB III unter-liegen, sind nur auf dem erstmaligen Weg zum Auftragnehmer unfallversichert (§ 2 Abs. 1 Nr. 14 SGB VII). Im Übrigen sind sie nicht von der gesetzlichen Unfallver-sicherung umfasst. Vor der Durchführung der Maßnahme klärt der Auftragnehmer mit dem für ihn zuständigen Unfallversicherungsträger, ob für die Maßnahme oder Teile der Maßnahme eine Zuständigkeit des für den Auftragnehmer zuständigen Unfall-versicherungsträgers besteht. Besteht für Teile der Maßnahme oder die Maßnahme als Ganzes kein Versicherungsschutz der gesetzlichen Unfallversicherung, schließt der Auftragnehmer für die Teilnehmer an der Maßnahme eine private Gruppen-Unfallversicherung ab.


§ 8 	Haftungsausschluss

Der Auftraggeber übernimmt keine Haftung für Vermögens-, Sach- und Personen-schäden, die nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig von ihm verschuldet worden sind.


§ 9 	Aufrechnung und Abtretung

(1)	Der Auftraggeber ist berechtigt, aus diesem Vertrag resultierende Forderungen des Auftragnehmers, gleich aus welchem Rechtsgrund, aufzurechnen. Im Falle der Auf-rechnung wird der Auftragnehmer hiervon schriftlich benachrichtigt. 

(2)	Die Abtretung von Forderungen an Dritte ist nur mit vorheriger schriftlicher Zustim-mung des Auftraggebers zulässig.


§ 10 	Vertragsstrafe bei Verzug

(1)	Mit Überschreiten der festgesetzten Fristen gerät der Auftragnehmer in Verzug, ohne dass es einer Mahnung bedarf.

(2)	Bei schuldhafter Überschreitung des Termins, der für den Beginn der Maßnahme vereinbart ist, kann der Auftraggeber für jede angefangene Kalenderwoche der Verspätung eine Vertragsstrafe in Höhe von 1 Prozent des Gesamtauftragswertes, insgesamt jedoch höchstens 5 Prozent des Auftragswertes, fordern.

(3)	Weitergehende Schadensersatzansprüche bleiben unberührt.


§ 11 	Pflichtverletzung des Auftragnehmers

1)	Verstößt der Auftragnehmer, gleich aus welchen Gründen, schuldhaft gegen andere 	als die in § 10 genannten vertraglichen Pflichten (insbesondere gegen seine Pflichten 	aus der Leistungsbeschreibung und des Konzeptes) oder erfüllt er diese nicht in 
	gehöriger, insbesondere branchenüblicher Weise, so kann der Auftraggeber

a) für jede Pflichtverletzung die Vergütung unter Berücksichtigung der begangenen Pflichtverletzung angemessen herabsetzen oder 

b) für jede erhebliche Pflichtverletzung eine Vertragsstrafe in Höhe von bis zu 5 % des Auftragswertes dieses Vertrages fordern. 


	Eine erhebliche Pflichtverletzung ist beispielsweise 
· die Nichteinhaltung des Personalschlüssels bzw. die Nichtvorhaltung von Personal im geforderten Umfang 
· die fehlende fachliche Qualifikation des eingesetzten Personals entsprechend den Anforderungen in der Leistungsbeschreibung 
· ein Mangel bei der sächlichen oder technischen Ausstattung der Räumlich-keiten 
· das Fehlen der vereinbarten Anzahl an Räumlichkeiten
· die Nichterreichbarkeit der Räumlichkeiten des Auftragnehmers mit öffent-lichen Verkehrsmitteln, 
· fehlende bzw. mangelhafte Dokumentation und Berichterstattung
· die fehlende Trennung der Sozialdaten der Teilnehmer von denjenigen des Auftragnehmers oder ähnlich schwerwiegende Verstöße gegen datenschutz-rechtliche Bestimmungen nach § 17 
· die fehlende aktive Unterstützung der Teilnehmer bei ihren Eigenbemühungen oder ähnlich gravierende Abweichungen vom Angebotskonzept des Auftrag-nehmers 
· die Durchführung der Maßnahme an einem anderen, als dem im Leistungs-verzeichnis/Preisblatt angegebenen, Ort 

(2) 	Weitergehende Schadensersatzansprüche bleiben unberührt.


§ 12 	Berechnung des Auftragswertes für die Ermittlung der Vertragsstrafe

Der Auftragswert im Sinne der §§ 10 und 11 wird ermittelt aus dem Gesamtpreis gem. Los-/Preisblatt.


§ 13 	Kündigungsrechte des Auftraggebers

(1) 	Der Auftraggeber ist berechtigt, im Falle der Verletzung wesentlicher Vertrags-pflichten durch den Auftragnehmer, den Vertrag aus wichtigem Grund ohne Ein-haltung einer Frist zu kündigen. Als wichtiger Grund gelten insbesondere die in § 31 Abs. 1 UVgO i. V. m. § 123 Abs. 1 bis Abs. 4 GWB oder § 124 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2 (3. und 4. Halbsatz), Nr. 3 bis Nr. 9 GWB genannten Tatbestände sowie erhebliche Verletzungen von Bestimmungen dieses Vertrages und seiner Bestandteile.

(2) 	Für den Fall, dass der Auftragnehmer trotz Mahnung seinen vertraglichen Pflichten innerhalb angemessener Frist nicht nachkommt, kann der Auftraggeber ebenfalls mit sofortiger Wirkung kündigen.

(3) 	Ändern sich die für die Maßnahme maßgeblichen gesetzlichen Bestimmungen derart, dass ein Neuabschluss dieses Vertrages nicht mehr möglich wäre, kann der Auftrag-geber mit einer Frist von vier Wochen zu dem Inkrafttreten der Rechtsänderung 
	folgenden Quartalsende diesen Vertrag kündigen. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung wegen Verletzung wesentlicher Vertragspflichten bleibt davon unberührt.


§ 14 	Rücktritt 

(1) 	Ausschlussgründe im Sinne von § 31 Abs. 1 UVgO i. V. m. § 123 Abs. 1 bis Abs. 4 GWB oder § 124 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 bis 9 GWB berechtigen den Auftraggeber zum Rücktritt vom Vertrag. Hierzu zählen insbesondere eine nachweislich schwere  
Verfehlung, die die Zuverlässigkeit des Auftragnehmers in Frage stellt sowie andere    unlautere Geschäftspraktiken.

(2)	Ein Ausschlussgrund nach Absatz 1 ist auch die Abgabe von Angeboten, die auf wettbewerbsbeschränkenden Absprachen im Sinne von § 298 StGB beruhen, die Beteiligung an unzulässigen Wettbewerbsbeschränkungen im Sinne des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), insbesondere eine Vereinbarung mit Dritten über die Abgabe oder Nichtabgabe von Angeboten, über zu fordernde Preise, über die Entrichtung einer Ausfallentschädigung (Gewinnbeteiligung oder sonstige Abgaben) und über die Festlegung von Preisempfehlungen.

(3) 	Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber alle Schäden zu ersetzen, die dem Auftrag-geber unmittelbar oder mittelbar durch den Rücktritt vom Vertrag entstehen. Sofern der Auftraggeber keinen höheren Schaden nachweist, hat der Auftragnehmer an den Auftraggeber eine Vertragsstrafe in Form einer Schadensersatzpauschale in Höhe von 5 % der Brutto-Auftragssumme dieses Vertrages zu bezahlen. Dem Auftrag-nehmer bleibt der Nachweis vorbehalten, dass der Schaden tatsächlich niedriger ist. Erbringt der Auftragnehmer diesen Nachweis, so braucht er nur den nachgewiesenen niedrigeren Schaden zu bezahlen.

(4) Liegt ein Ausschlussgrund nach § 31 Abs. 1 UVgO i. V. mit § 123 Abs. 1 bis Abs. 4 GWB vor, weil der Auftragnehmer nachweislich eine schwere Verfehlung oder eine vergleichbare nachweisbare Verfehlung außerhalb redlicher geschäftlicher Gepflo-genheit begangen hat, hat der Auftragnehmer an den Auftraggeber für jede Ver-fehlung eine Vertragsstrafe zu zahlen, unabhängig davon, ob der Auftraggeber sein Recht auf Rücktritt vom Vertrag ausübt oder nicht. 

Die Höhe der Vertragsstrafe beträgt das 20-fache des Wertes der angebotenen 
oder gewährten Geschenke oder sonstigen Vorteile, insgesamt jedoch höchstens 
5 Prozent des Auftragswertes dieses Vertrages.

(5)	Weitergehende Schadensersatzansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt.


§ 15	Wahlrecht zwischen Kündigung und Rücktritt vom Vertrag 

(1)	Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes hat der Auftraggeber ein Wahlrecht zwischen Kündigung und Rücktritt vom Vertrag.

(2)	Die Geltendmachung weitergehender Schadensersatzansprüche bleibt hiervon unberührt.


§ 16 	Einfluss von Religion und Weltanschauungen

(1)	Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Durchführung der Maßnahme frei von ge-zielter Verbreitung religiöser Lehren oder Weltanschauungen. 

(2)	Eine Zuwiderhandlung berechtigt den Auftraggeber zur Kündigung des Vertrages aus wichtigem Grund. Die Geltendmachung weiterer Ansprüche aufgrund dieser Vertrags-verletzung bleibt hiervon unberührt.


§ 17 	Datenschutz

(1)	Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die datenschutzrechtlichen Bestimmungen, insbesondere die Vorschriften zum Sozialdatenschutz, einzuhalten. Insbesondere darf der Auftragnehmer Sozialdaten der Teilnehmer ausschließlich zur Erfüllung der in diesem Vertrag geregelten Pflichten nutzen. Jede Verwendung dieser Sozialdaten zu anderen Zwecken (z.B. gewerbliche Nutzung) ist unzulässig. Der Auftragnehmer ist zu einer eigenen Datenerhebung nur im vertraglich zugelassenen oder für die Aufgabenerledigung erforderlichen Umfang berechtigt.

(2)	Die Teilnehmer sind darüber zu informieren, dass für die Arbeits- und Ausbildungs-vermittlung oder die Gewährung von Leistungen notwendige Mitteilungen im erfor-
derlichen Umfang an den Auftraggeber weitergeleitet werden. Den Teilnehmern ist auf Verlangen Einsicht in alle sie betreffenden Unterlagen zu gewähren. Der Auftrag-nehmer hat sicherzustellen, dass die Rechte der Teilnehmer auf Auskunft, Berichti-gung, Sperrung und Löschung von Sozialdaten gewahrt werden.

(3)	Der Auftragnehmer hat sicherzustellen, dass Informationen, die dem besonderen Schutz des § 203 Strafgesetzbuch unterliegen (dies sind z.B. ärztliche oder psycho-logische Gutachten, Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen etc.), ausschließlich schrift-lich übermittelt werden.

(4)	Der Auftragnehmer verpflichtet sich, alle ihm zur Kenntnis gelangenden internen Angelegenheiten des Auftraggebers auch nach Beendigung dieses Vertrages vertraulich zu behandeln. Er hat ferner durch geeignete Maßnahmen und Vor-kehrungen die Einhaltung des Datenschutzes sicherzustellen. Er verpflichtet sich, 
die Sozialdaten der Teilnehmer von seinem eigenen Datenbestand getrennt zu halten.

(5)	Mit den Sozialdaten der Teilnehmer dürfen vom Auftragnehmer nur solche Mitarbei-ter befasst werden, die zuvor gemäß § 5 des Bundesdatenschutzgesetzes auf die Wahrung des Datengeheimnisses verpflichtet worden sind. Freie Mitarbeiter und Mitarbeiter von Subunternehmen sind vom Auftragnehmer in gleicher Weise zu verpflichten.

(6)	Der Auftragnehmer ist verpflichtet, Weisungen des Auftraggebers zum Umgang mit den Sozialdaten der Teilnehmer nachzukommen. Spätestens zwei Jahre nach Be-endigung des Vertragsverhältnisses hat der Auftragnehmer diese Sozialdaten zu löschen und die Löschung auf Verlangen nachzuweisen.

(7)	Soweit freie Mitarbeiter eingesetzt werden, hat der Auftragnehmer sicherzustellen, dass diese die gesetzlichen und vertraglich vereinbarten Datenschutzbestimmungen im gleichen Umfang einhalten, wie der Auftragnehmer selbst. Die Einhaltung der Datenschutzbestimmungen ist vom Auftragnehmer zu prüfen und zu kontrollieren.

(8)	Der Auftraggeber behält sich ein Weisungsrecht hinsichtlich des Umgangs des Auftragnehmers mit den geschützten Daten vor.

(9)	Zuwiderhandlungen gegen § 17 berechtigen den Auftraggeber zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund.


§ 18	Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz

Der Auftragnehmer ist zur Beachtung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) verpflichtet. Danach sind Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Be-hinderung, des Alters oder der sexuellen Identität grundsätzlich unzulässig. Eine unter-schiedliche Behandlung von Bewerbern aufgrund eines der oben genannten Merkmale ist lediglich dann zulässig, wenn die Ungleichbehandlung eine wesentliche, entscheidende und angemessene berufliche Anforderung darstellt und der Zweck legitim ist. Eine unterschied-liche Behandlung ist auch dann zulässig, wenn durch geeignete und angemessene Maß-nahmen bestehende Nachteile wegen eines in § 1 AGG genannten Grundes ausgeglichen werden sollen. 


§ 19 	Informations- und Prüfrechte des Auftraggebers

Der Auftraggeber ist berechtigt, den Maßnahmeablauf und das Einhalten des Vertrages durch unangemeldete Prüfungen zu überwachen. Dieses Recht gilt insbesondere auch für Vertreter des Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises Oder-Spree sowie der Daten-schutzbeauftragten des Landkreises Oder-Spree. 
Der Auftragnehmer verpflichtet sich, allen in Satz 1 genannten Personen, auf Anforderung alle zur Qualitäts- und Güteprüfung erforderlichen Auskünfte unverzüglich zu erteilen, unverzüglich Einsicht in alle, die Maßnahme betreffenden Unterlagen zu gewähren und während der Geschäftszeiten den Zutritt zu Grundstücken, Geschäfts- bzw. Unterrichts-räumen uneingeschränkt zu gestatten. 
Der Auftragnehmer verpflichtet sich insbesondere, diesen Personen die Überprüfung der Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorschriften uneingeschränkt zu ermöglichen sowie uneingeschränkt Einsicht in seine gespeicherten Daten und Datenverarbeitungsprogramme zu gewähren. Der Auftragnehmer erteilt den Vorgenannten die zur Information über den jeweiligen Kenntnisstand - auch einzelner Teilnehmer - erbetenen Auskünfte ohne schuld-haftes Zögern.


§ 20	Brandenburgisches Vergabegesetz

(1) [bookmark: _Hlk224558975]Der Auftragnehmer verpflichtet sich, den in seinem Unternehmen Beschäftigten mindestens das nach § 6 Abs. 2 des Brandenburgischen Vergabegesetzes (BbgVergG) geltende Bruttoentgelt gerechnet auf die Arbeitsstunde zu zahlen.      Das Mindestentgelt entspricht dabei dem regelmäßig gezahlten Grundentgelt für   eine Zeitstunde, ohne Sonderzahlungen, Zulagen oder Zuschläge. 

Dies gilt nicht, wenn bereits durch das Mindestlohngesetz, aufgrund des Arbeit-nehmer-Entsendegesetzes oder durch andere gesetzliche Bestimmungen über Mindestentgelte im Sinne des § 2 Absatz 6 BbgVergG ein Mindestentgelt definiert   ist, welches das Mindestarbeitsentgelt gemäß § 6 Absatz 2 BbgVergG erreicht oder übersteigt.

Das derzeit gültige Mindestentgelt 
nach § 6 Abs. 2 BbgVergG beträgt				13,00 EUR brutto.

Der nach dem Mindestlohngesetz ab dem
01. Januar 2026 gültige Bundes-Mindestlohn beträgt	13,90 EUR brutto.

(2)	Der Auftragnehmer verpflichtet sich mit mindestens einer (Teil-) Rechnung über erbrachte Leistungen während der Vertragslaufzeit oder bei längeren Laufzeiten 
einmal kalenderjährlich Lohnzahlungsunterlagen vorzulegen, wobei der Auftraggeber den Zeitpunkt unter Wahrung der wechselseitigen Interessen bestimmen kann. 
Dem Auftraggeber wird zur Durchführung von Stichprobenkontrollen Einblick in die Lohnabrechnungen und Auszahlungsbelege gegeben. Hierzu wird vom Auftrag-nehmer das Einverständnis der von ihm eingesetzten Arbeitnehmer zur Vorlage und Überprüfung der Lohnabrechnungen eingeholt. Zu Kontrollen darf der Auftraggeber oder eine von diesem beauftragte Person die betrieblichen Grundstücke und Räume des Auftragnehmers betreten und Beschäftigte des Unternehmens über den Einsatz beim Auftraggeber und die Lohnhöhe und –zahlung befragen.

(3) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, für jeden nachgewiesenen schuldhaften Fall der entgegen den Verpflichtungen aus Absatz 1 erfolgten Entlohnung eines von seinen Unternehmen bei der Leistungserbringung Beschäftigten oder Verstöße gegen die Duldung von Kontrollen nach Absatz 2 an den Auftraggeber eine Vertragsstrafe in Höhe von 1 % der Auftragssumme, maximal 25.000,00 Euro, bei mehreren Ver-stößen insgesamt höchstens 10 % der Auftragssumme, maximal 250.000,00 Euro, 
zu zahlen. Dabei stellen Verstöße gegen Lohnzahlungspflichten je betroffenem Beschäftigten und Monat einen Fall dar. Verstöße gegen die Duldung von Stich-probenkontrollen bilden ebenso einen Fall.

(4) Der Auftraggeber ist berechtigt, im Falle der Verletzung von Vertragspflichten nach Absatz 1 und 2 durch den Auftragnehmer, den Vertrag aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist zu kündigen.


§ 21 	Öffentlichkeits- und Pressearbeit

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die Öffentlichkeits- und Pressearbeit, die Nutzung des Logos und des Namens des Auftraggebers sowie für Dritte bestimmte Berichte und Informa-tionen rechtzeitig vorher mit dem Auftraggeber abzustimmen. Der Auftragnehmer hat darauf hinzuweisen, dass die Maßnahme durch den Auftraggeber finanziert wird.


§ 22 	Schlussbestimmungen

(1) 	Alle Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages, einschließlich dieser Klausel, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform in Form einer von den Parteien unter-zeichneten Vertragsänderung.

(2) 	Sollte eine Bestimmung des Vertrages unwirksam sein, bleiben die übrigen Vertrags-klauseln davon unberührt. An die Stelle der unwirksamen Klausel tritt eine Regelung, die dem von den Parteien bei Vertragsschluss gewollten Sinn und Zweck am näch-sten kommt; d. h. es ist diejenige Regelung zu treffen, die die Parteien bei Vertrags-schluss getroffen hätten, wäre ihnen die Ungültigkeit einer Vertragsbestimmung be-kannt gewesen.

(3) 	Erfüllungsort für die Leistungen des Auftragnehmers ist der jeweils vereinbarte Maßnahmeort entsprechend dem als Anlage beigefügten Los-/Preisblatt.           Erfüllungsort für die Leistungen des Auftraggebers ist der Sitz des Landrats des Landkreises Oder-Spree.

(4) 	Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist der Sitz des Landrats des Landkreises Oder-Spree.

(5) 	Es gilt deutsches Recht.






§ 23	Vertragsausfertigung

Dieser Vertrag wird zweifach ausgefertigt. Jeweils eine Ausfertigung ist für den Auftraggeber und den Auftragnehmer bestimmt.



Anlage

Los-/Preisblatt




	
	
	

	(Ort, Datum)
	
	(Ort, Datum)




	
	
	

	(Unterschrift des Auftraggebers) 
	
	(Stempel und Unterschrift des Auftragnehmers)
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